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1864 die steuerlichen Lasten zugenommen haben, dies ganz ebenso u. vielleicht 
noch in höherem Masse in der Schweiz der Fall gewesen sei. Ich habe nun ver­
sucht, zuerst von einem einzelnen Kanton mir ein Bild über die daherigen Ver­
hältnisse zu verschaffen, u. ich wählte dazu den Ct. Zürich, nicht blos weil der­
selbe die höchst entwikkelte Industrie in seinem Schoosse birgt, sondern nament­
lich auch deshalb, weil dort ein eigenes statistisches Bureau besteht, welches 
Gewähr dafür bietet, dass man gute & zuverlässige Arbeit erhält. Gestern nun 
gieng das Ergebniss in Gestalt der Tabelle5 ein, die ich Ihnen in der Anlage mit­
theile u. die Sie behalten können: Die Ziffern sind sprechend genug, um für ihren 
Zwekk nützlich verwendet werden zu können. Bei ändern Kantonen habe ich bis­
her noch nicht angeklopft, weil ich leider aus Erfahrung weiss, wie unendlich 
schwer es hält, in derartigen Dingen auch nur halbwegs brauchbares Material zu 
bekommen. Wenn Sie aber einen Werth darauf setzen, so will ich nachträglich 
doch einen Versuch machen, hoffend, dass, wenn die Zürcherische Arbeit als 
Muster gegeben werden kann, das Verständniss eher zu erreichen sein werde.

Von Italien ist in letzten Tagen der Bericht eingegangen, dass man nicht abge­
neigt sei, die Negotiation wegen eines neuen Handelsvertrags demnächst zu eröff­
nen u.zu diesem Behufe Unterhändler hieher zu entsenden; ganz positiv ist die 
Zusage noch nicht, u. wir werden also gewärtigen müssen.

5. Nicht abgedruckt.
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Antrag des Vorstehers des Departements des Innern, N. Droz,
an den Bundesrat

Auswanderung nach Canada,
Bezeichnung eines
Schweiz. Delegirten Bern, 4. Juni 1878

Mit beiliegender Note1 stellt die kanadische Gesandtschaft in London im Auf­
träge ihrer Regierung an den Bundesrath das Ansuchen, behufs Einsichtnahme 
der Verhältnisse in Canada im Interesse der Auswanderung einen Abgeordneten 
zu bezeichnen, welcher dann in Begleitung des Hrn. Dr. Hahn aus Reutlingen im 
Juli ds. Js. dahin abzugehen hätte. Die genannte Gesandtschaft theilt gleichzeitig 
mit, dass das kanadische Ackerbauministerium zur Deckung der Kosten einer 
solchen Abordnung die Summe von 1500 Dollars ausgesetzt habe.

Das Departement hat die Gelegenheit durch Hrn. Kummer, Direktor des stati­
stischen Büreau’s prüfen lassen und beehrt sich nun, auf Grund dessen Gutachten 
Ihnen folgenden Bericht zu erstatten.

Der Art. 34 der Bundesverfassung2 überträgt dem Bunde bloss das Aufsichts-

1. Note vom 15. 5 .1878  (E 2/2127).
2. AS 1874 -1 8 7 5 , 1, S. 1 1 -1 2 .
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und Gesetzgebungsrecht über den Geschäftsbetrieb von Auswanderungsagen­
turen. Wenn nun also einerseits anerkannt werden muss, dass der Bund keine 
Verpflichtung habe, den Schweizern, welche in der Fremde ihr Brod suchen, 
selbst Kolonien zu gründen oder auch nur zu diesem Zwecke die Initiative zu 
ergreifen, oder die Auswanderung in irgend einer ändern Weise zu begünstigen, 
so kann anderseits nicht bestritten werden, dass es Pflicht des Bundes sei, inner­
halb der Grenzen der Möglichkeit den Auswanderern Rath zu ertheilen, bestehe 
derselbe nur im Warnen und Abmahnen von gewissen Spekulanten und Ziel­
punkten, sei es in Veröffentlichung von günstigen Berichten. Diese Stellung hat 
der Bundesrath gegenüber der Auswanderung stets eingenommen und die Bun­
desversammlung ihrerseits hat eine Menge Beschlüsse und Postulate in diesem 
Sinne angenommen. Auch die Opfer für die schweizerischen Agenten im Aus­
lande, insoweit es die überseeischen betrifft, werden als wesentlich im Interesse 
der Schweiz. Auswanderer geleistete betrachtet. Hiezu tritt der fernere Umstand, 
dass selbst bedeutende Opfer für einen speziellen Commissär gebracht wurden, 
welcher eigens den Auswanderern in Brasilien zu Hülfe gesandt wurde3. Der 
Bundesrath betritt also durchaus nicht eine neue Bahn, wenn er sich herbei lässt, 
um über Canada wahrheitsgetreuen Bericht sich zu verschaffen.

Eine andere Frage ist die, ob der Bundesrath auf das Anerbieten der canadi- 
schen Regierung, in der Weise, wie dieses gestellt ist, eintreten könne.

Das Departement glaubt, indem es diesfalls auf das beiliegende Gutachten ver­
weist, die Frage bejahend beantworten zu sollen. Die canadische Regierung 
zunächst hat ein ganz besonders Interesse, ihr grosses Landesgebiet bevölkert zu 
sehen und ist darum auch bereit, diesfalls Opfer zu bringen. Wenn daher der Bund 
nicht gewillt ist, die Kosten einer solchen Abordnung ganz oder theilweise zu 
übernehmen, so sollte unseres Erachtens die günstige Gelegenheit, sich zuverläs­
sige Auskunft über Canada zu verschaffen, nicht von der Hand gewiesen werden, 
vorausgesetzt nämlich, dass dem Bundesrath eine Persönlichkeit zur Verfügung 
steht, welcher er sein ganzes Vertrauen schenken darf auch in dem Falle, wo eine 
andere Regierung die Reisekosten trägt. Als eine solche Persönlichkeit wird Herr 
Dr. Guillaume, Strafhausdirektor in Neuenburg bezeichnet, welcher selbst schon 
Sträflingen nach abgelaufener Strafzeit nach Canada verholfen hat und über des­
sen Verdienste in dieser Richtung das Gutachten weitere Auskunft gibt. Herr 
Guillaume hat sich auch auf erfolgte Anfrage zur Übernahme der in Frage liegen­
den Mission bereit erklärt.

Das Departement stellt daher folgende Anträge:
1. Es sei das Anerbieten der canadischen Regierung anzunehmen;
2. Sei zum Zwecke der Besichtigung von Canada hinsichtlich dessen Eigen­

schaften als Zielpunkt der Auswanderung mit dem Aufträge zur Berichterstat­
tung über die dortigen Verhältnisse Herr Dr. Guillaume, Direktor der Strafanstalt 
in Neuenburg, zum Abgeordneten zu bezeichnen;

3. Kenntnissgabe hievon und Verdankung an den canadischen Botschafter in 
London mit dem Beifügen, so gerne der Bundesrath den Wünschen der kanadi­
schen Regierung entgegenzukommen sich anschicke, so hätten sich anderseits 
Zweifel erhoben, wenn die betreffende Zeitversäumniss der Delegirten mit in

3 . Vgl. D D S  2, Nr.  124.

dodis.ch/42110dodis.ch/42110

http://dodis.ch/42110


276 11. J U N I  18 7 8

Berücksichtigung gezogen werde, ob die ausgesetzte Summe von 1500 Dollars zu 
genügen vermöge. Der Bundesrath erlaube sich daher, noch besonders auf diesen 
Punkt aufmerksam zu machen und sehe er allfälligen Aufklärungen darüber 
gerne entgegen.

4. Kenntnissgabe an Herrn Dr. Guillaume und an die Regierung von Neuen­
burg, an letztere mit dem Ersuchen, Hrn. Dr. Guillaume den von ihm zu dem 
angegebenen Zwecke begehrten Urlaub von etwa zwei Monaten nicht verweigern 
zu wollen.4

4. In der Folge zog das Departement des Innern diesen A ntrag wieder zurück und das Geschäft 
blieb pendent (vgl.E 1004 1 /1 1 3 ,  Nr.3491).
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E 2300 Berlin 3

Der schweizerische Gesandte in Berlin, A . Roth, 
an den Bundesrat

B Berlin, 11. Juni 1878

In Bestätigung meines gestrigen, chiffrirten Telegramms1 mache ich Ihnen die 
Mittheilung, dass mir Herr Reichskanzleramtspräsident Hofmann, welchen ich 
im Laufe des Nachmittags besuchte, die bestimmte Erklärung abgegeben hat, der 
Bundesrath werde heute einstimmig dem Antrage des preussischen Staatsmini­
steriums auf Auflösung des Reichstages beistimmen und werde dann die Auflö­
sung morgen Mittwoch, durch das Erscheinen des bundesräthlichen Beschlusses 
im Reichsanzeiger, zum fait accompli werden. Sämtliche Bundesrathsbevoll­
mächtigte seien im Besitze zustimmender Instruktionen, nur ein Staat sei nicht 
einverstanden, indessen werde der bezügliche Vertreter nicht gegen den preussi­
schen Vorschlag stimmen, sondern sich einfach der Abstimmung enthalten. Da in 
den letzten Tagen sonst gut informirte Persönlichkeiten wissen wollten, man 
beabsichtige, die Neuwahlen schon in ca. 3 Wochen anzuordnen, bat ich Herrn 
Hofmann auch hierüber um Auskunft und erhielt dann von ihm zur Antwort, vor 
Ende Juli oder Anfang August könne hievon nicht die Rede sein; man brauche 
vorerst 3 Wochen zur Ausfertigung der Wahllisten und dann müssen dieselben 4 
Wochen aufgelegt werden, unter 7 Wochen dürfe man also nicht gehen. Von den 
Neuwahlen scheint sich die Regierung, nach den Äusserungen des H. Hofmann 
zu schliessen, vor Allem eine wesentliche Verminderung der Zahl der Vertreter 
der Sozialdemokraten zu versprechen; ja man giebt sich sogar, wenn auch noch 
sehr schüchtern, der Hoffnung hin, es dürfte unter dem Eindruck der beiden 
ruchlosen Attentate gelingen, das sozialdemokratische Element ganz aus dem 
Reichstage auszurotten. Im Fernern prognostizirt man dahin, dass die nationalli­
berale Fraktion jedenfalls eine ziemlich grosse Anzahl ihrer Vertreter verlieren

1. Nicht abgedruckt.
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